 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7100379/2025

REPUBLIK OSTERREICH

BESCHLUSS

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Dr. Roman Galehr in der Beschwerdesache
rRARBfL*R* K**Bf1-Adr***, vertreten durch Fl Consulting GmbH, Laxenburger StraRe 216, 1230
Wien, betreffend Beschwerde vom 11. Juli 2018 gegen den Umsatzsteuerbescheid 2009 vom
13. April 2011 und die Umsatzsteuerbescheide 2010 und 2011 jeweils datierend mit 17.
September 2013 des Finanzamtes Wien 1/23 (nunmehr Finanzamt Osterreich, Postfach 260,
1000 Wien) Steuernummer ***BF1StNr1*** beschlossen:

l. Der Vorlageantrag vom 03. Dezember 2024 betreffend Umsatzsteuerbescheide
2009 bis 2011 wird gemal § 260 Abs. 1 BAO in Verbindung mit § 264 Abs. 4 lit e
BAO als unzuldssig zuriickgewiesen.

Il. Eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist nach Art. 133 Abs. 4
iVm Abs. 9 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Begriindung

Verfahrensgang:

Die belangte Behorde hat die Bescheidbeschwerde der Beschwerdefiihrerin gegen die
Umsatzsteuerbescheide 2009 bis 2011 dem Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vorgelegt.

Aufgrund des in diesem Zusammenhang vorgelegten Beschwerdeaktes der belangten Behorde,

stellt sich der Verfahrensgang fiir das Bundesfinanzgericht wie folgt dar (siehe dazu bereits GZ
RV/7101425/2019):

1. Haftungsvorhalt vom 15. November 2017:
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Mit Schreiben vom 15.11.2017 erging ein Haftungsvorhalt an die Beschwerdefiihrerin
betreffend die Abgabenschulden der Primarschuldnerin, wegen Heranziehung zur Haftung
gemaR § 9iVm § 80 BAO.

Die Zustellung des Haftungsvorhaltes an die Beschwerdefiihrerin ist mittels Rickschein
nachgewiesen. Auf dem Abgabenkonto der Primarschuldnerin haften derzeit unter anderen
folgende Abgabenbetrdage aus:

Abgabenart Zeitraum Riickstand (Betrige in Euro) abzgl. 20% laut
FHHigE«:iEstaE Bt."traE SAN Quote bzw, Bescheid vom

Umsatzsteuer 2009 15.02.2010 990119 T7.920,95 13.04.2011
Umsatzstever 2010 15.02.2011 10.359,05 £.287,24 17.09.2013
Umsatzstever 2011 15.02.2012 6.751,80 5.401,44 17.09.2013
Umsatzsteuer 2013 17.02.2014 1.216,67 1.773,34 17.03.2015
Kapitalertragsteuer 01-12/10 07.01.2011 20.718,10 16.574,48 19.09.2013
Kapitalertragsteuer 01-12111 07.01.2012 13.503,63 10.802,90 19.09.2013
Korperschafisteuer 2010 24.10.2013 1.961,00 1.568,80 24.04.2015
Kirperschafisteuer 2011 28.10.2013 4.311,00 3.948,80 24.042015 |
Summe: T0.222,44 56.177,95

Abbildung 1

Abbildung 2

2. Stellungnahme zum Haftungsvorhalt vom 15. Dezember 2017:

Mit Schreiben vom 15. Dezember 2017 nahm die Beschwerdefiihrerin zum Haftungsvorhalt

inhaltlich Stellung.
3. Haftungsbescheid vom 06. Juni 2018:

Mit Haftungsbescheid gemaR 224 BAO vom 6. Juni 2018 wurde die Beschwerdefiihrerin fir die
folgenden Abgabeschuldigkeit der Primarschuldnerin haftbar gemacht:

Abgabenart Riickstand (Betrfige in Euro)
Zeitraum Betrag

Umsatzsteuer 2009 7.920,95
Umsatzsteuer 2010 8.287,24
Umsatzsteuer 2011 5.401,44
Umsatzsteuer 2013 1.773,34
Kapitalertragsteuer 01-12/10 16.574,48
Kapitalertragsteuer 01-12/11 10.802,90
Kirperschafistever 2010 1.568,80
Kirperschafisteuer 2011 3.848,80
Summe: 56.177,95

4. Bescheidbeschwerde vom 11. Juli 2018:
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Mit Schriftsatz vom 11. Juli 2018 bekdampfte die Beschwerdefiihrerin sowohl den
Haftungsbescheid vom 6. Juni 2018 als auch die diesem zugrunde liegenden

Abgabenbescheide.
5. Beschwerdevorentscheidung vom 14. Dezember 2018:

Datierend mit 14. Dezember 2018 erlieR die belangte Behoérde die
Beschwerdevorentscheidung betreffend Haftungsbescheid vom 06. Juni 2018. Darin wurde die
Beschwerde der Beschwerdeflhrerin vom 11. Juli 2018 als unbegriindet abgewiesen.

6. Vorlageantrag vom 14. Janner 2019:

Datierend mit 14. Janner 2019 brachte die Beschwerdefiihrerin einen Vorlageantrag bezlglich
des Haftungsbescheides vom 6. Juni 2018 bei der belangten Behorde ein.

7. Vorlagebericht vom 18. Marz 2019:

Datierend mit 18. Marz 2019 legte die belangte Behdrde die Beschwerde gegen den
Haftungsbescheid vom 6. Juni 2018 dem Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vor.

8. Entscheidung des Bundesfinanzgerichtes vom 29. Dezember 2022:

Das Bundesfinanzgericht entschied (iber die Beschwerde vom 11. Juli 2018 gegen den
Haftungsbescheid vom 6. Juni 2018 mittels Erkenntnis vom 29. Dezember 2022.

In seinem Erkenntnis gab das Bundesfinanzgericht der Beschwerde teilweise statt. Es
reduzierte die Haftung auf die folgenden Abgabenschuldigkeiten in Hohe von insgesamt
€ 11.475,59 anstatt bisher € 56.177,95 wie folgt:

Abgabe Zeitraum Betragin Euro
Umsatzsteuer 2009 593,09
Umsatzsteuer 2010 6.561,35
Umsatzsteuer 2011 4.321,15

Summe 11.475,59

9. Umsatzsteuerbescheide 2009 bis 2011:

Die der Haftung der Beschwerdefiihrerin zugrunde liegenden Sachbescheide
(Umsatzsteuerbescheide 2009 bis 2011) der Primdrschuldnerin ergingen urspriinglich wie folgt:
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Datum Bescheid
13. April 2011 Umsatzsteuer 2009
17. September 2013 Umsatzsteuer 2010
17. September 2013 Umsatzsteuer 2011

10. Bescheidbeschwerde vom 11. Juli 2018 gegen Umsatzsteuerbescheide 2009 bis 2011:

In der Bescheidbeschwerde vom 11. Juli 2018 erhebt die Beschwerdefiihrerin Einwendungen
gegen den Haftungsbescheid vom 6. Juni 2018.

Neben den Einwendungen gegen den Haftungsbescheid, bekdmpft die Beschwerdefihrerin im
identen Schriftsatz auch die zu Grunde liegenden Sachbescheide. Dabei handelt es sich um den
Umsatzsteuerbescheid 2009 datierend mit 13. April 2011, den Umsatzsteuerbescheid 2010 und
den Umsatzsteuerbescheid 2011 jeweils datierend mit 19. September 2013.

11. Beschwerdevorentscheidung vom 20. November 2024:

Datierend mit 20. November 2024 erledigte die belangte Behorde die anhdngige
Bescheidbeschwerde der Beschwerdefiihrerin gegen die Umsatzsteuerbescheide 2009 bis 2011

und wies die Beschwerde als unbegriindet ab.

In der Bescheidbegriindung verwies die belangte Behorde eingangs auf das Erkenntnis des

Bundesfinanzgerichts vom 29. Dezember 2022.

AnschlieRend stellte sie in der Begriindung des Bescheides ausfihrlich das
Beschwerdebegehren der Beschwerdefiihrerin betreffend den Umsatzsteuerbescheid 2009 bis
2011 dar. Die rechtlichen Ausfiihrungen der belangten Behorde in der vorliegenden
Entscheidung betrafen ausschliefllich umsatzsteuerrechtliche Belange hinsichtlich der
Umsatzsteuerbescheide fir die Jahre 2009-2011.

13. Vorlageantrag vom 03. Dezember 2024:

Datierend mit 3. Dezember 2024 Ubermittelte die Beschwerdefiihrerin in Bezug auf die
Beschwerdevorentscheidung der belangten Behdrde vom 20. November 2024 einen
Vorlageantrag. Darin brachte sie im Wesentlichen vor, dass die vorliegende Beschwerde
Vorentscheidung gegen den Rechtsgrundsatz der res iudicata verstofe und aus diesem Grund

rechtswidrig sei.

14. Vorlagebericht vom 03. Februar 2025:
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Mit Vorlagebericht vom 3. Februar 2025 lbermittelte die belangte Behorde den bei ihr
geflhrten Beschwerdeakt an das Bundesfinanzgericht. Darin inneliegend die Beschwerde
Vorentscheidung vom 20. November 2024. Die Beschwerdefiihrerin wurde ebenso Uber die
erfolgte Vorlage informiert.

In der Stellungnahme zum Vorlagebericht vom 3. Februar 2025 fiihrte die belangte Behdrde
aus wie folgt:

,Das Finanzamt Osterreich vertritt die Ansicht, das BFG habe in seinem Erkenntnis vom
29.12.2022 lediglich hinsichtlich des Haftungsumfangs entschieden.

Die gemdfs § 248 BAO gegen die Grundlagenbescheide gerichteten Teile der Beschwerde sind
von dieser Erledigung nicht umfasst und bedurften einer Erledigung, welche mittels BVE vom
20.11.2024 erfolgte.

Da sich das Vorbringen der Bf. auf die Wiederholung der Einwéinde beschrinkten, die bereits im
Abgabenverfahren der Primdrschuldnerin vorgebracht wurden, war die Beschwerde als
unbegriindet abzuweisen. Da im Vorlageantrag keine weiteren Argumente vorgebracht
wurden, wird beantragt, die Beschwerde als unbegriindet abzuweisen.”

Sachverhalt:

Die Beschwerdefiihrerin wurde mit Haftungsbescheid vom 06. Juni 2018 als Haftungspflichtige
gemadl § 9 BAO in Verbindung mit § 80 BAO fiir die Abgabenschuldigkeiten der

Primarschuldnerin herangezogen.

Mit Schriftsatz vom 11. Juli 2018 erhob die Beschwerdefiihrerin sowohl gegen den
Haftungsbescheid als auch gegen die zu Grunde liegenden Sachbescheide
(Umsatzsteuerbescheide 2009 bis 2011) das Rechtsmittel der Bescheidbeschwerde.

Bezliglich der Beschwerde gegen den Haftungsbescheid vom 06. Juni 2018 entschied die

belangte Behorde mittels Beschwerdevorentscheidung vom 14. Dezember 2018.

Dagegen brachte die Beschwerdefiihrerin einen Vorlageantrag datierend mit 14. Janner 2019

ein.

Das Bundesfinanzgericht entschied mit Erkenntnis von 29. Dezember 2022 abschlieRend tiber
die Beschwerde vom 11. Juli 2018, welche sich gegen den Haftungsbescheid vom 06. Juni 2018
richtete. Dabei gab es der Beschwerde teilweise Folge.

In Bezug auf die Beschwerde gegen die Grundlagenbescheide (Umsatzsteuer 2009 bis 2011) —
welche der Schriftsatz vom 11. Juli 2018 ebenso beinhaltete - erging seitens der belangten
Behorde keine Beschwerdevorentscheidung.
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Seitens der belangten Behorde wurde mit Datum 20. November 2024 — abermals — eine
Beschwerdevorentscheidung betreffend Haftungsbescheid vom 06. Juni 2018 an die

Beschwerdefihrerin Gbermittelt.

Strittig ist, ob die Beschwerdefiihrerin den Vorlageantrag vom 03. Dezember 2024 betreffend
Umsatzsteuer 2009 bis 2011 zu Recht gestellt hat.

Beweiswiirdigung:

Der festgestellte Sachverhalt er6ffnet sich dem Bundesfinanzgericht aufgrund des
Beschwerdeaktes der belangten Behorde. Dieser wurde im Zuge der Vorlage der Beschwerde
an das Verwaltungsgericht Gbermittelt.

Darin inne liegend und ersichtlich ist das ganzliche Ermittlungsverfahren der belangten
Behorde, als auch die oben genannten Bescheide, als auch das Erkenntnis des
Bundesfinanzgerichtes vom 29. Dezember 2022.

Das Bundefinanzgericht hegt keine wie immer gearteten Zweifel an der Echtheit und
Glaubwiirdigkeit der vorliegenden Beweismittel.

Der festgestellte Sachverhalt ist unstrittig.
rechtliche Wiirdigung:
§ 97 BAO lautet auszugsweise wie folgt:

(1) Erledigungen werden dadurch wirksam, daf8 sie demjenigen bekanntgegeben werden, fiir
den sie ihrem Inhalt nach bestimmt sind. Die Bekanntgabe erfolgt

a) bei schriftlichen Erledigungen, wenn nicht in besonderen Vorschriften die 6ffentliche
Bekanntmachung oder die Auflegung von Listen vorgesehen ist, durch Zustellung;

b) bei miindlichen Erledigungen durch deren Verkiindung.

(...)
§ 262 BAO lautet wie folgt:

(1) Uber Bescheidbeschwerden ist nach Durchfiihrung der etwa noch erforderlichen
Ermittlungen von der Abgabenbehérde, die den angefochtenen Bescheid erlassen hat, mit als
Beschwerdevorentscheidung zu bezeichnendem Bescheid abzusprechen.

(2) Die Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung hat zu unterbleiben,

a) wenn dies in der Bescheidbeschwerde beantragt wird und

b) wenn die Abgabenbehdrde die Bescheidbeschwerde innerhalb von drei Monaten ab ihrem
Einlangen dem Verwaltungsgericht vorlegt.

(3) Wird in der Bescheidbeschwerde lediglich die Gesetzwidrigkeit von Verordnungen, die

Verfassungswidrigkeit von Gesetzen oder die Rechtswidrigkeit von Staatsvertréigen behauptet,
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so ist keine Beschwerdevorentscheidung zu erlassen, sondern die Bescheidbeschwerde
unverziiglich dem Verwaltungsgericht vorzulegen.

(4) Weiters ist keine Beschwerdevorentscheidung zu erlassen, wenn der Bundesminister fiir
Finanzen den angefochtenen Bescheid erlassen hat.

§ 264 BAO lautet wie folgt:

(1) Gegen eine Beschwerdevorentscheidung kann innerhalb eines Monats ab Bekanntgabe (§
97) der Antrag auf Entscheidung (iber die Bescheidbeschwerde durch das Verwaltungsgericht
gestellt werden (Vorlageantrag). Der Vorlageantrag hat die Bezeichnung der
Beschwerdevorentscheidung zu enthalten.

(2) Zur Einbringung eines Vorlageantrages ist befugt

a) der Beschwerdefiihrer, ferner

b) jeder, dem gegeniiber die Beschwerdevorentscheidung wirkt.

(3) Wird ein Vorlageantrag rechtzeitig eingebracht, so gilt die Bescheidbeschwerde von der
Einbringung des Antrages an wiederum als unerledigt. Die Wirksamkeit der
Beschwerdevorentscheidung wird durch den Vorlageantrag nicht beriihrt. Bei Zuriicknahme des
Antrages gilt die Bescheidbeschwerde wieder als durch die Beschwerdevorentscheidung
erledigt; dies gilt, wenn solche Antréige von mehreren hiezu Befugten gestellt wurden, nur fiir
den Fall der Zuriicknahme aller dieser Antréige.

(4) Fiir Vorlageantrdge sind sinngemdf$ anzuwenden:

a) § 93 Abs. 4 und 5 sowie § 245 Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 bis 5 (Frist),

b) § 93 Abs. 6 und § 249 Abs. 1 (Einbringung),

c) § 255 (Verzicht),

d) § 256 (Zuriicknahme),

e) § 260 Abs. 1 (Unzuldssigkeit, nicht fristgerechte Einbringung),

f) § 274 Abs. 3 Z 1 und 2 sowie Abs. 5 (Unterbleiben einer miindlichen Verhandlung).

(5) Die Zuriickweisung nicht zuldssiger oder nicht fristgerecht eingebrachter Vorlageantréige
obliegt dem Verwaltungsgericht.

(6) Erfolgt die Vorlage der Bescheidbeschwerde an das Verwaltungsgericht nicht innerhalb von
zwei Monaten ab Einbringung des Vorlageantrages bzw. in den Féillen des § 262 Abs. 3 und 4
(Unterbleiben einer Beschwerdevorentscheidung) ab Einbringung der Bescheidbeschwerde, so
kann die Partei (§ 78) beim Verwaltungsgericht eine Vorlageerinnerung einbringen. Diese wirkt
wie eine Vorlage der Beschwerde. Sie hat die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides, der
Beschwerdevorentscheidung und des Vorlageantrages zu enthalten.

(7) Durch die Aufhebung einer Beschwerdevorentscheidung scheidet der Vorlageantrag aus

dem Rechtsbestand aus.

Die Beschwerdefiihrerin hat mit Schriftsatz vom 11. Juli 2018 Beschwerde gegen den an sie
gerichteten Haftungsbescheid vom 06. Juni 2018 als auch gegen die zu Grunde liegenden
Umsatzsteuerbescheide 2009 bis 2011 eingebracht.
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In Bezug auf die Inanspruchnahme zur Haftung hat das Bundesfinanzgericht in seinem
Erkenntnis vom 29. Dezember 2022 (GZ. RV/7101425/2019) Uber die Beschwerde der
Beschwerdefiihrerin in der Sache selbst entschieden.

Darin gab es der Beschwerde gegen den Haftungsbescheid teilweise Folge und schrankte die
Haftung der Beschwerdefiihrerin auf Umsatzsteuer 2009 bis 2011 in der Héhe von € 11.475,59
ein.

In Bezug auf die bekdmpften Umsatzsteuerbescheide (Umsatzsteuerbescheid 2009 vom 13.
April 2011 und Umsatzsteuerbescheid 2010 und 2011 jeweils datierend mit 17. September
2013) hat die belangte Behdrde keine Beschwerdevorentscheidung erlassen.

Die im Zuge der Vorlage der Beschwerde an das Bundesfinanzgericht Gibermittelte
Beschwerdevorentscheidung vom 20. November 2024 nennt im Spruch den Haftungsbescheid
gemal § 224 BAO vom 06. Juni 2018.

Eine Erledigung der hdangigen Beschwerde gegen die Umsatzsteuerbescheide 2009 bis 2011
durch Beschwerdevorentscheidung ist von der belangten Behorde bis dato nicht erfolgt.

Daran vermogen auf die Ausfiihrungen zur Umsatzsteuer 2009 bis 2011 in der Begriindung der
vorgelegten Beschwerdevorentscheidung vom 20. November 2024 nichts zu andern. Dies
deshalb, da einzig der Spruch eines Bescheides mit Beschwerde bekampft werden kann.

Zudem liegt keiner Ausnahmentatbestdande des § 262 BAO vor, in welchem keine
Beschwerdevorentscheidung zu erlassenist. Nachdem kein Ausnahmetatbestand im Sinne des
§ 262 BAO erflllt ist, ware es demnach gemaR § 262 Abs. 1 BAO (zwingend) Aufgabe der
Abgabenbehorde gewesen, liber die Bescheidbeschwerde mit Beschwerdevorentscheidung
abzusprechen.

Im Erkenntnis vom 29.1.2015, Ro 2015/15/0001, hat der Verwaltungsgerichtshof
ausgesprochen, dass der Entscheidungspflicht des Bundesfinanzgerichtes die von der
Abgabenbehorde dem BFG vorgelegte Bescheidbeschwerde unterliegt.

Zustandig zu einer Entscheidung in der Sache selbstist das Bundesfinanzgericht laut VwGH
freilichim Regelfall nur dann, wenn zuvor bereits die Abgabenbehérde mit

Beschwerdevorentscheidung entschieden hat und dagegen ein Vorlageantrag erhoben wurde.

Die Vorlage der Beschwerde an das Bundesfinanzgericht ohne Erlassung einer

Beschwerdevorentscheidung betreffend Umsatzsteuer 2009 bis 2011 war somit nicht zuldssig.
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Zur Unzul3dssigkeit einer Revision

Gegen einen Beschluss des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zulassig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
der Beschluss von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Die Zurickweisung wegen Unzuldssigkeit ergibt sich schon aus dem Gesetzestext, sodass eine
Revision nicht zuzulassen war.

Feldkirch, am 7. Mai 2026

9von9



	Begründung
	Zur Unzulässigkeit einer Revision


